
U mwel tsch utz

Jazum Leben macht zornig
Deutscher Umwelttag 1986 zeigte Mut zum Handeln

(hi) .  Vom 6. bis 8. Juni versammelte sich in Würzburg eine Große Koal i t ion,
zusammgngerufen von Natur- und umweltschutzverbänden, Bürgerinitiati-
ven und Verbraucherzentralen. 20000 bis 30000 Bürger, meist jüngele, kamen
zum ersten Deutschen Umwelttag zusammen. ,,Ja zum Leben - Mut zum Han-
deln" lautete das Motto, unter dem diese Großveranstaltung stand.

Als einseit ig ideologisch geprägt
wurde dieses Motto wohl nur von den
Verweigeren angesehen, die diesmal
rechts standen. Als der CSU anoehö-
rige Mandatsträger im Freistaat Bäyern
verweigerten sie ebenso wie das Um-
weltbundesamt in Berl in Zuschüsse, die
den Veranstal ter weniqstens einen Tei l
des ausgewiesenen- Defizits von
400000 DM erspart hätten. Aber das
gehört  wahrscheinl ich dazu, wenn sich
Bürger in ihre eigene Zukunft  einmi-
schen, wie das Hubert  Weinzier l  formu-
lierte, der Vorsitzende des Bundes für
Umwelt-  und Naturschutz Deutschland.

Würzburgs Bürger, vor der Veranstal-
tung von einer Zeitung befragt,  meinten,
der Umweltschutztag werde das Ge-
schäft am verkaufsoffenen Samstao
wohl nicht stören. Er tat es auch nichtl
Es gab überhaupt keine , ,Störungen",

wie sie von Brok- bis Wackersdorf oft
recht genüßl ich dem Publ ikum vorge-
führt werden. Zorn über den Zustand
unserer Umwelt  und die r ioide Gesel l -
schaJt der Herrschenden äachte sich
hingegen schon brei t  im verregneten
Würzburg. Tausende trugen ihn mit
nach Hause. Wie auf diesem Boden die
,,Saat einer zärt l icheren Kultur",  die
Weinzierl forderte, aufgehen wird, bleibt
abzuwarten. Die Zeit. in der Fensterre-
den wi l l ig oder tei lnahmslos hingenom-
men werden, scheint für v iele endgült ig
vorbei zu sein. Da erntete eine Haubfraü
und Mutter frenet ischen Beifal l  mit  ihrer
Aufforderung, die Industr ie zu zwingen,
damit die Industr ie die Pol i t ik nicht zwin-
gen könne, uns zu zwingen.

Ahnl iche Töne schlugen auch die pro-
minenten Vertreter de-r Umweltschutz-
bewegung an. Robert  Jungk sprach
vom Betonstaat, in dem sich nichts

mehr bewege; Steinwürfe seien da oft
Ausdruck von Verzweifluno. Es sei an
der Zeit, daß auch anderö Kräfte ans
Ruder kämen. Für Christa Reetz vom
Vorstand des Bundesverbandes Bür-
gerinitiativen Umweltschutz bedeutet Ja
zum Leben ein komoromißloses Nein
zur Atomenergie. Eine Ansicht,  die nach
Tschernobyl gewiß von noch mehr Men-
schen getei l t  wird.

Wer auf der Seite des Lebens stehe,
so Hubert  Weinzier l ,  habe mit  Tscher-
nobyl einen psychischen GAU erlebt,
der ihm mehr als nur die Freude am
Hausgarten, an Kindern und derZukunft
getrübt habe. Dieser habe vielmehr eine
immerwährende Angst hinter lassen, al-
les sei anders geworden: ,,Weil wir jetzt
endgült ig wissen, daß nicht nur Flug-
zeuge, Raketen und Raumfahrzeuge
abstürzen oder Gif tunfäl le an der
Tagesordnung sind, sondern wei l  eben
auch das scheinbar Ausgeschlossene,
das Unvorstellbare passiert ist. Weil
feststeht, daß Radioaktivität keine
Grenzen kennt und daß es keine fr ied-
l iche Atomenergie gibt.  Wer in dreser
Situat ion nicht berei t  ist ,  seine Risiko-
phi losophie zu verändern, wer weiterhin
mit  Beschwicht igung und Halbwahrheit ,
mit Desinformation und Sicherheitsver-
sprechnungen den Bürger täuscht,  han-
de l t  k r im ine l l . "

Mit  der Würzburger Erklärung, die am
8. Juni 1986 vom Vorsi tzenden des
Deutschen Umwelttages, Prof. Rein-
hard Sander, vorgestellt wurde, ist ver-
sucht worden, umfassende Handlungs-
anlei tungen zu formul ieren. Wir veröf-
fentlichen sie nachfolgend im Worllaut,
wei l  s ie deut l ich machen, daß auch
Energiepol i t ik und Energietechnik im
Kontext zu al len Bereichen menschl i -
chen Handelns und Wirtschaftens oese-
hen werden müssen.

Landschaft
Wir al le übernutzen die Landschaft :

Industrie, Landwirtschaft, Freizeit und
Erholung. Diese Ubernutzung muß ein
Ende haben. Vorrangiges Ziel  ist  die Er-
haltung der Lebensräume. Menschl i -
ches Handeln darf nicht zum Artentod
führen.

Maßnahmen hierzu sind:
O Schaffung eines bundesweit ver-
netzten Systems der Biotopsicherung
O Regelungen für den Bodenschutz,
die Schädigung des Landschaftshaus-
haltes ausschl ießen
O Stopp des weiteren Landschaftsver-
brauchs durch Verkehr,  Industr ie-,  Ge-
werbe- und Wohnbebauuno
O Statt Massentourismui vorrangige
Förderung aller Formen sanfter Erho-
lung
O Verstärkte Einstellung ökologisch
geschulter Fachleute in den öffent l ichen
Verwaltungen, vor al lem auch in Füh-
rungspositronen.

Würzburger Erklärung

Landwirtschaft
Naturschutz und bäuerl iche Landwirt-

schaft  gehören zusammen. Nur der
klein- und mit telbäuerl iche Betr ieb kann
die Voraussetzungen für erne ökolo-
gisch gesunde Kreislaufwirtschaft
schaffen, die zugleich Ausweisungen
von Schutzgebieten langfr ist ig in vielen
Fäl len entbehrl ich macht.

Die Bauern dürfen nicht zu Opfern in-
dustr iel ler Produkt ionsformen oemacht
werden. Aber auch sie stehei in der
Verantwortung umweltverträglich zt)
wirtschaften.

Maßnahmen hrerzu sind:
O Existenzsicherung der klein- und
mittelbäuerl ichen Betr iebe durch eine
entsprechend geänderte Agrarpolitik,
vor allem durch Einführung gestaffelter
Preise, wo immer dies mögl ich ist
O drastische Reduzierung des Pesti-
zideinsatzes mit dem Ziel einer oiftfreien
Landnutzung
O Einführung von Bestandshöchst-
grenzen in der Tierhaltung unter Be-
rücksicht igung der Fläche
O Unterbindung medikamentöser Tier-
haltung
O Einstellung der Futtermittelimporte
aus Ubersee
O Verzicht auf Biospritproduktion
O Streichung der Landwirtschaftsklau-
sel aus den Naturschutzqesetzen.

Wirtschaft
Marktwirtschaftliche Instrumente wie

Umweltabgaben oder Steuern sind nur
dort berechtigt, wo sie gleichzeitig der
Umweltverbesserung dienen. Die Ko-
sten mögl icher Umweltschäden müs-
sen in die betr iebl iche Kalkulat ion mit
einf l ießen. Umweltbelastende Produk-
t ionszweige müssen zur Sicherung der
Arbeitsplätze vorrangig saniert werden.

Maßnahmen hierzu sind:
im Bereich der Energie
C Neuordnung der Energieversor-
gungsstrukturen durch Dezentral is ie-
rung und Bedarfsor ient ierung. Ande-
rung des Energiewirtschaftsgesetzes
C Förderung der Energieeinsparung in
jeder mögl ichen Weise
O Erschl ießung erneuerbarer und sau-
berer Energiequel len
O Sti l legung al ler Atomanlagen in Ost
und West
O Sofortiger Baustoff von WAA und
Schnel lem Brüter.

im Bereich der Luft- und Gewässer-
reinhaltung

Systematische Verschärfung der Vor-
schriften in den Bereichen
O des Schutzes vor radioaktiver Strah-
rung
O der Luftreinhaltuno
C des Gewässersch-utzes

im Bereich der Abfallwirtschaft
C konsequente Durchsetzung der
Prinzipien der Vermeidung, Getrennt-
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